Wusgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 59 Ausgegeben Danzig, den 23. Auguſt 1933 


142 Dritte Verordnung 


zur Erhaltung und Vermehrung von Arbeitsgelegenheiten. 
Vom 15. Auguſt 1933. 


Auf Grund des $ 1 Ziffern 53, 65, 68, 70 f, 72, 73, 74, 77, 78, 79, 89 und $ 2 des Geſetzes 
zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: 

Abſchnitt I 
Beihilfen für die Mehreinſtellung von Arbeitnehmern 
8 1 

Wer in der Zeit vom 1. Auguſt 1933 bis 31. März 1934 in einem im Gebiete der Freien Stadt 
Danzig belegenen Betriebe durchſchnittlich in einem Monat mehr Arbeitnehmer beſchäftigt als im 
Durchſchnitt des Zeitabſchnittes vom 1. Auguſt 1932 bis 31. Juli 1933, erwirbt gemäß folgenden 
Vorſchriften einen Anſpruch auf Beihilfe durch Steuernachlaß, an deſſen Stelle eine Bargeldbeihilfe 
treten kann. 

$ 2 

Die Beſtimmung des $ 1 findet keine Anwendung auf die Hauswirtihaft, Heimarbeit und Haus- 
gewerbe, auf die Unternehmungen des Staates, der Gemeinden und der öffentlich-rechtlichen Körper⸗ 
ſchaften, ſowie auf die im Gebiet der Freien Stadt Danzig belegenen Betriebe der polniſchen Eiſen⸗ 
bahn und Poſt, ferner auf die Verwaltungen des Hafenausſchuſſes. 


8 3 

Für die Mehrbeſchäftigung jedes männlichen über 20 Jahre alten Arbeitnehmers Danziger 
Staatsangehörigkeit, der unmittelbar vor ſeiner Einſtellung mindeſtens 3 Monate im weſentlichen un⸗ 
unterbrochen arbeitslos war, wird während der Zeit vom 1. 8. 1933 bis 31. 3. 1934 je Monat mit 
mindeſtens 4 vollen Arbeitswochen der Betrag von 20.— G vergütet. Arbeitnehmer, die unter 40 
Stunden je Woche beſchäftigt werden, bleiben unberückſichtigt. 

Sit der Arbeitnehmer Kriegsteilnehmer, fo erhöht ſich der Betrag des Abſ. 1 auf 25.— 

Sit der Arbeitnehmer verheiratet, fo erhöht ſich der Betrag nach Abſ. 1 oder Abſ. 2 12 die 
Ehefrau und für jedes Kind um 5.— G monatlich bis zum Höchſtbetrage von 60.— G monatlich. 

Die Nachweiſungen über die Mehrbeſchäftigungen find monatlich abzuschließen und abzuliefern. 


§ 4 
Die Beſtimmungen des $ 3 gelten nicht für Arbeitnehmer, die infolge Erteilung öffentlicher Auf⸗ 
träge zur Arbeitseinſtellung gelangen, in beſonderen Fällen kann der Senat Ausnahmen hiervon zu⸗ 
laſſen. 
§ 5 
Bei Betrieben, welche neu eingerichtet werden, kann eine jeweils beſonders feſtgeſetzte Vergütung 
für die Zahl der eingeſtellten Arbeitnehmer bewilligt werden. 


§ 6 

Der Anſpruch auf die Beihilfe bedarf eines Antrages und der Beſtätigung durch den Senat oder 
die von ihm beauftragte Behörde. 

Der Antragſteller hat die Tatſache, auf die er ſeinen Antrag ſtützt, glaubhaft zu machen Die 
Krankenkaſſen find gegen Erſtattung ihrer Unkoſten verpflichtet, dem Arbeitgeber auf Antrag für die 
1 9 5 eine Beſcheinigung über er und Beſchäftigungsdauer ysis me an 
tellen. 


(AdhterETag nach Ablauf des Ausgabetages: 31. 8. 1933.) 
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g7 
Eine Mehrbeſchäftigung von Arbeitnehmern, durch die der Zweck dieſes Abſchnittes nicht erreicht 
wird, insbeſondere, ſoweit die Mehrbeſchäftigung durch Verſchiebung der Arbeit zwiſchen mehreren 
Betrieben bewirkt iſt, wird nicht berückſichtigt. 
§ 8 
Der Senat kann die weitere Erteilung von Beihilfen an Arbeitgeber entſprechend $ 3 ablehnen, 
die, um dieſe Vergütung zu erreichen, vorſätzlich oder fahrläſſig falſche Angaben machen. 


§ 9 
Bei Streitfällen darüber, ob die Beihilfen entſprechend 8 3 gewährt werden follen, ijt aus⸗ 
ſchließlich der Senat zuſtändig. 
§ 10 
Mißbräuchliche Inanſpruchnahme der Beihilfen werden mit Gefängnis und Geldſtrafe oder mit 
einer dieſer beiden Strafen beſtraft. Der Verſuch iſt ſtrafbar. 


8 11 
Der Senat wird ermächtigt, zur Durchführung der Vorſchriften dieſes Abſchnittes Rechtsverord— 
nungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen; er kann Ausnahmen von den Vorſchriften 
dieſes Abſchnittes zulaſſen und, ſoweit er es zur Erreichung des Zweckes der Vorſchriften dieſes Ab— 
ſchnittes für erforderlich hält, Vorſchriften ergänzenden oder abweichenden Inhalts treffen. Ins⸗ 
beſondere kann er für die in den 88 1—7 vorgeſehenen Maßnahmen Beſtimmungen treffen: 
a) Über die beſondere Regelung für Betriebe von Gewerbezweigen, die regelmäßig in einer be⸗ 
ſtimmten Jahreszeit ausſchließlich oder außergewöhnlich verſtärkt arbeiten, 
b) Über die Berechnung der durchſchnittlichen Zahl der Beſchäftigten, insbeſondere bei Betrieben, 
welche bisher ſchon zur Erhaltung von Arbeitsgelegenheiten Kurzarbeit eingeführt haben, 
c) darüber, welche Gruppen von Arbeitnehmern hierbei nicht anzurechnen find, 
d) darüber, für welche Gruppen von Betrieben die Vorſchriften keine Anwendung finden, 
e) darüber, in welchen Fällen die Mehrbeſchäftigung von Arbeitnehmern im Hinblick auf die 
Vorſchrift des § 6 nicht anzunehmen iſt. 


§ 12 
Die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes treten mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Abſchnitt II 
Treuhänder der Arbeit 
8 1 
Der Senat ernennt für das Gebiet der Freien Stadt Danzig bis zur Neuordnung des Sozial⸗ 
und Arbeitsrechts einen „Treuhänder der Arbeit“; dieſer iſt dem Senat zugeteilt. 


8 2 

(1) Der Treuhänder der Arbeit regelt im Rahmen der Verfaſſung von Amts wegen redjts- 
verbindlich für die beteiligten Perſonen die Bedingungen für den Abſchluß von Arbeitsverträgen; 
ferner hat der Treuhänder der Arbeit die Bedingungen für den Abſchluß von Betriebsvereinba⸗ 
rungen, insbeſondere zur Schaffung oder Anderung von Arbeitsverordnungen oder Dienſtvorſchriften 
rechtsverbindlich zu regeln. Die Vorſchriften über die Allgemeinverbindlichkeit der Geſamtvereinbarungen 
bleiben unberührt. 

(2) Auch im übrigen ſorgt der Treuhänder für die Aufrechterhaltung des Arbeitsfriedens. 

(3) Er iſt ferner zur Mitarbeit bei der Vorbereitung des neuen Sozial⸗ und Arbeitsrechts berufen. 


9 3 | | 
Der . Zreufänder der Arbeit it an Richtlinien und Weiſungen des Senats gebunden. 
8 4 


a der Senat ijt befugt, zur Durchführung dieſes Abschnittes Rechtsverordnungen und allgemeine 
Berwaltingsmaknahmen zu erlaſſen. 
8 5 


Die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes treten mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
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Abſchnitt III 
Maßnahmen zur Vermeidung von Betriebseinſchränkungen und 
Arbeitnehmerentlallungen 
§ 1 | 

(1) Inhaber oder Leiter von Betrieben aller Art, für die das Geſetz betreffs Errichtung von 
Arbeitnehmerausſchüſſen gilt, ſind verpflichtet, falls ſie das Arbeitsverhältnis eines Arbeitnehmers auf⸗ 
kündigen wollen, mindeſtens eine Woche vor dem Ausſpruche der Kündigung dem Präſidenten der 
Hauptwirtſchaftskammer unter Angabe der Gründe Anzeige zu erſtatten. Ohne eine ſolche friſtgerechte 
Anzeige iſt eine Kündigung rechtsunwirkſam. 

(2) Wird die Kündigung nicht innerhalb von 2 Wochen nach dem Eingange der Anzeige aus⸗ 
geſprochen, ſo iſt unter den Vorausſetzungen des Abſatzes 1 die Anzeige erneut zu erſtatten. 

(3) Von der Beſtimmung der Abſätze 1 und 2 ſind ausgenommen die im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig belegenen Betriebe der polniſchen Eiſenbahn und Poſt, ferner der Verwaltungen des Hafen⸗ 
ausſchuſſes. 

(4) Als Arbeitnehmer gelten die Arbeitnehmer im Sinne des Geſetzes betreffs Errichtung von 
Arbeitnehmerausſchüſſen. 

(5) Das Recht zur friſtloſen Entlaſſung aus einem Grunde, der nach dem Geſetz zur Kün⸗ 
digung des Arbeitsverhältniſſes ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt berechtigt, bleibt unberührt. 

(6) Der Präſident der Hauptwirtſchaftskammer iſt berechtigt, in beſonderen Fällen auch Kündi⸗ 
gungen ohne vorſchriftsmäßige Anzeige für rechtswirkſam zu erklären. 


§ 2 
Der Präſident der Hauptwirtſchaftskammer hat das Recht, alle Anordnungen zu treffen, die ge⸗ 
eignet erſcheinen, die tatſächlichen Verhältniſſe und den Grund der Kündigung aufzuklären und feſt⸗ 
zuſtellen, welche Maßnahmen zur Vermeidung der Kündigung möglich ſind, ſowie gegebenenfalls beim 
Senat das Erforderliche zu veranlaſſen. 
§ 3 
Wer den Vorſchriften des § 1 zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe und mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre oder mit einer dieſer beiden Strafen beſtraft; bei Fahrläſſigkeit tritt Geldſtrafe ein. 


| f 8 4 
Der Senat ijt ermächtigt, zur Durchführung dieſes Abſchnittes Rechtsverordnungen und Ver⸗ 
waltungsmaßnahmen zu erlaſſen. 
J § 5 ö : 
Die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes treten mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Abſchnitt IV 
Steuerfreiheit für . 
Sl 

Bei der Ermittlung des Gewinnes für die Einkommenſteuer, Körperſchaftsſteuer und Gewerbe⸗ 
ſteuer gilt abweichend von § 14 des Einkommenſteuer⸗Geſetzes das Folgende: 

Aufwendungen für die Anſchaffung oder Herſtellung von Maſchinen, Apparaten, Geräten und 
ähnlichen Gegenſtänden des gewerblichen oder landwirtſchaftlichen Anlagekapitals können im Steuer⸗ 
jahr der Anſchaffung oder Herſtellung voll abgezogen werden, wenn die folgenden Vorausſetzungen 
gegeben ſind: 

1. Der Gegenſtand muß inländiſches Erzeugnis fein, ſoweit es möglich iſt, wenigſtens 60 v. 9. 
der zur Herſtellung erforderlichen Löhne muß auf die Herſtellung im Gebiete der Freien 
Stadt Danzig entfallen. 

2. Der Steuerpflichtige muß den neuen Gegenſtand nach dem 30. 8. 1933 und vor dem 
1. 1. 1935 angeſchafft oder hergeſtellt haben. 

3. Der neue Gegenſtand muß einen bisher dem Betriebe dienenden gleichartigen Gegenſtand 
erſetzen. 

4. Es muß ſichergeſtellt ſein, daß die Verwendung des neuen Gegenſtandes nicht zu einer Min⸗ 

Sa ig von Arbeitnehmern im Betriebe des Steuerpflichtigen führt. 


8 2 
Der Senat iſt befugt, zur Buchführung dieſes Abſchnittes Rechtsverordnungen und Verwal⸗ 
tungsmaßnahmen zu erlaſſen. | 
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§ 3 
Die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes treten mit dem Tage sn Verkündung in Kraft. 


Abſchnitt V 
Überführung weiblicher Arbeitskräfte in die Hauswirtſchaft 


8 1 
Im Einkommenſteuergeſetz wird die folgende neue Vorſchrift als S 46 à eingefügt. 


„Ss 46a“ 

Die in S 46 Abſ. 1 und S 63 Abſ. 2 vorgeſehenen Kinderermäßigungen werden auch für 
Hausgehilfinnen Danziger Staatsangehörigkeit — ſofern ſie zur Haushaltung des Arbeitgebers 
zählen — gewährt, jedoch nicht mehr als 3 bei einem Arbeitgeber gleichzeitig beſchäftigten Haus⸗ 
gehilfinnen. 

Der Anſpruch auf die Ermäßigung für eine Hausgehilfin fällt fort, wenn die Hausgehilfin 
entlaff en und nicht innerhalb eines Monats eine andere Hausgehilfin eingeſtellt wird. 


82 
Die im § 1 vorgeſehenen Ermäßigungen für Hausgehilfinnen werden erſtmalig für den Monat 
September 1933 gewährt und zwar ſowohl für die dem Steuerabzugsverfahren als auch dem Veran⸗ 
lagungsverfahren unterliegenden Steuerpflichtigen. 


§ 3 
Der Senat iſt befugt, zur . dieſes Abſchnittes Rechtsverordnungen und Verwal⸗ 
tungsmaßnahmen zu erlaſſen. 
8 4 
Die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes treten mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Abſchnitt VI 
Beſchäftigung älterer Arbeitnehmer und Kriegsteilnehmer 
8 1 
Inhaber und Leiter von Betrieben aller Art, für die das Geſetz betreffend Errichtung von Ar⸗ 
beitnehmerausſchüſſen gilt, und die in der Regel mehr als 5 Arbeitnehmer beſchäftigen, ſind ver⸗ 
pflichtet, mindeſtens 25 v. H. ihrer Arbeitnehmerſtellen mit Kriegsteilnehmern Danziger Staatsange⸗ 
hörigkeit und davon mindeſtens / mit ſolchen über 40 Jahren alt zu beſetzen. 


82 
Das Landesarbeitsamt, dem die Durchführung dieſer Beſtimmungen übertragen wird, iſt befugt, 
im Einvernehmen mit dem Staatl. Gewerbeaufſichtsamt Ausnahmen von dieſen Beſtimmungen ent⸗ 
ſprechend der Eigenart der Betriebe zuzulaſſen. 
83 
Die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes gelten nicht für die Hauswirtſchaft, Heimarbeit, Hausge⸗ 
werbe und für unſtändige Arbeitnehmer. 
8 4 
. Wer der Beſtimmung des § 1 zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe oder Gefängnis beſtraft; zur 
Strafverfolgung iſt der Antrag des Landesarbeitsamts notwendig. 


§ 5 
Die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes treten mit dem 1. Oktober 1933 in Kraft. Sie gelten bis 
zum 1. Oktober N 
; ; Abſchnitt VII ! 
Veſchfkiaun g jugendlicher und weiblicher Arbeitnehmer mit 
körperlich ſchweren Arbeiten 
f 8 1 
3% ſtaatliche Gewerbeaufſichtsamt wird ermächtigt, die Beſchäftigung von Arbeitnehmern unter 
achtzehn Jahren und von weiblichen Arbeitnehmern mit körperlichen Arbeiten in den Betrieben des 
Handels, des Gewerbes und des Verkehrs zu unterſagen, wenn die Art der Beſchäftigung mit Rück⸗ 
ſicht auf die körperliche Anſtrengung und gleichzeitig mit Rückſicht auf die große Zahl pa 
geeigneter erwachſener männlicher Arbeitnehmer geboten erſcheint. : A 
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§ 2 


Die Unterfagung muß mit 14tágiger Friſt befolgt werden, ſofern nicht laufende Arbeitsverträge 
eine längere Friſt bedingen. 
§ 3 


Gegen die Unterfagung ſteht dem Urbeitgeber die Beſchwerde an den Senat zu; die Beſchwerde 
hat keine aufſchiebende Wirkung. 


8 4 


Zuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe oder mit Gefängnis beſtraft. Zur Strafverfolgung 
iſt ein Strafantrag des Staatl. Gewerbeaufſichtsamtes erforderlich. 


8 5 
Die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes treten mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Abſchnitt VIII 
Bekämpfung ungeſunder Preisbildungen bei der Durchführung 
der Maßnahmen zur Erhaltung und Vermehrung von 
Arbeitsgelegenheiten 
8 1 

Zur Verhütung ungeſunder Preisbildungen kann der Senat preisregulierende Maßnahmen treffen. 
Er kann insbeſondere Anordnungen treffen, durch die wirtſchaftlich ungerechtfertigte Preiserhöhungen 
verhindert und andererſeits wirtſchaftlich ſchädigende Preisunterbietungen ausgeſchloſſen werden. 

Der Senat kann dieſe Befugniſſe einer beſonderen Stelle übertragen. 


8 2 
Zuwiderhandlungen gegen die Verfügungen oder Anordnungen des Senats oder der von ihm 
beauftragten Stellen werden mit Sn? und Gefängnis oder mit einer dieſer beiden Strafen be- 


ſtraft. 
§ 3 
Die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes treten mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 15. Auguſt 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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